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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 

A. Problem 

Mit der vorliegenden Novelle zum Bundesverfassungsgerichts- 
gesetz wurde im wesentlichen erneut der Regierungsentwurf 
eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht eingebracht, der in der fünften Legis- 
laturperiode nicht mehr verabschiedet worden ist. Die Vorlage 
enthält eine Reihe von Verbesserungen der verfassungs- und 
verfahrensrechtlichen Bestimmungen des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht. 


B. Lösung 

Neben einer Reihe von Einzeländerungen werden vom Rechts- 
ausschuß hauptsächlich folgende Neuregelungen vorgeschlagen: 

a) Die bisher unterschiedliche Rechtsstellung der Bundesver- 
fassungsrichter wird beseitigt. Es wird für die Richter des 
Bundesverfassungsgerichts eine einheitliche Amtsdauer von 
12 Jahren und eine Altergrenze von 68 Jahren eingeführt. 
Eine Wiederwahl wird ausgeschlossen. 

b) Die Abgabe von Sondervoten soll gestattet werden. 

c) Wie ein für nichtig erklärtes Gesetz soll auch eine vom Ge- 
richt für verfassungswidrig erklärte Gesetzesauslegung ein 
Wiederaufnahmegrund für das Strafverfahren sein, wenn 
ein rechtskräftiges Urteil hierauf beruht. 

d) Das Annahmeverfahren bei Verfassungsbeschwerden wird 
in seinen Voraussetzungen verbessert. 

e) Die Versorgungsbestimmungen für die Bundesverfassungs- 
richter werden in stärkerem Maße auf den Inhalt und den 
Charakter ihres Amtes abgestimmt. 

f) Die im Regierungsentwurf enthaltene Regelung über die 
Rückwirkung von Nichtigkeitserkenntnissen soll gestrichen 
werden. 
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C. Alternativen 

Eine starke Minderheit des Ausschusses tritt dafür ein, die Auf- 
teilung des Verfassungsgerichtes in zwei Senate abzuschaffen 
und die Einheit des Gerichts wieder herzustellen. Weiter soll 
nach ihrer Auffassung die Unvereinbarkeit des Verfassungs- 
richteramtes auch mit dem Hochschullehreramt bestimmt wer- 
den. 


D« Kosten 


Nicht nennenswert. 
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Schriftlicher Beridit 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrhchten Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Bundes- 
verfassungsgericht 

— Drucksache VI/388 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. 

1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf ist vom Deutschen Bundestag 
in seiner 38. Sitzung am 13. März 1970 dem Rechts- 
ausschuß federführend und dem Finanzausschuß 
mitberatend überwiesen worden. Der Finanzaus- 
schuß hat sich in seiner Stellungnahme nur mit der 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Neurege- 
lung des § 79 des Bundesverfassungsgerichtsge- 
setzes (im folgenden werden die Paragraphen des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes ohne Gesetzes- 
bezeidinung angegeben) befaßt und dem Vorschlag 
des Regierungsentwurfs zugestimmt. Auch der Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen hat sich gut- 
achtlich zu der im Regierungsentwurf vorgeschlage- 
nen Neufassung des § 79 unter dem Gesichtspunkt 
des Sonderstatus von Berlin geäußert. 

Der Rechtsausschuß hat den Gesetzentwurf in 
seiner 10. Sitzung vom 19. März 1970, seiner 
12. Sitzung vom 16. April 1970, seiner 13. Sitzung 
vom 23. April 1970, seiner 17. Sitzung vom 4. Juni 
1970, seiner 18. Sitzung vom 17. Juni 1970, seiner 

23. Sitzung vom 5. November 1970 und seiner 

24. Sitzung vom 12. November 1970 beraten. Er hat 
über den Gesetzentwurf eine Aussprache in Karls- 
ruhe mit einer Kommission des Verfassungsgerichts 
geführt, die sich aus dem Präsidenten Dr. Müller, 
dem Vizepräsidenten Seuffert und den Verfassungs- 
richtern Frau Rupp-von Brünneck, Prof. Leibholz, 
Prof. Geiger und Dr. Haager zusammensetzte. Des 
weiteren hat der Ausschuß die Staatsrechtslehrer 
Prof. Frowein, Bielefeld, Prof. Rupp, Mainz, und 
Prof. Friesenhahn, Bonn, angehört. 

Der Ausschuß hat auf der Grundlage des über- 
wiesenen Gesetzentwurfs das gesamte Bundesver- 


Arndt (Hamburg) und Dichgans 

fassungsgerichtsgesetz überprüft. Leitgedanken wa- 
ren für den Ausschuß, die Stellung des Gerichts als 
oberstes Verfassungsorgan zu festigen und seine 
Funktionsfähigkeit zu verbessern. Im Vordergrund 
standen Überlegungen, wie die Unabhängigkeit der 
Verfassungsrichter gestärkt werden könnte, wie das 
Verfassungsgerichtsverfahren von inadäquaten Auf- 
gaben und Obliegenheiten gelöst und die Geschäfts- 
und Arbeitsbelastung des Gerichts verringert wer- 
den könnte, um dem Gericht die Wahrnehmung 
seiner eigentlichen Funktionen zu erleichtern. 

Bei der Überprüfung der Verfassungsgerichtsbar- 
keit auf Grund der bisher gemachten Erfahrungen 
ergab sich, daß eine grundlegende Umgestaltung 
nicht erforderlich ist. Im wesentlichen haben sich 
die gerichtsverfassungs- und verfahrensrechtlichen 
Regelungen des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht bewährt. 

Neben einer Reihe von Einzel änderungen werden 
hauptsächlich folgende Neuregelungen vorgeschla- 
gen: 

a) Die bisher unterschiedliche Rechtsstellung der 
Bunde sverfassungs richte r wird beseitigt. Es wird 
für die Richter des Bundesverfassungsgerichts 
eine einheitliche Amtsdauer von 12 Jahren und 
eine Altersgrenze von 68 Jahren eingeführt. Eine 
Wiederwahl wird ausgeschlossen. 

b) Die Abgabe von Sondervoten soll gestattet wer- 
den. 

c) Wie ein für nichtig erklärtes Gesetz soll auch 
eine vom Gericht für verfassungswidrig erklärte 
Gesetzesauslegung ein Wiederaufnahmegrund 
für das Strafverfahren sein, wenn ein rechtskräf- 
tiges Urteil hierauf beruht. 
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d) Das Annahmeverfahren bei Verfassungsbe- 
schw^erden wird verbessert. 

e) Die Regelungen über die Versorgung der Bun» 
desverfassungsrichter werden in stärkerem 
Maße auf den Inhalt und den Charakter ihres 
Amtes abgestimmt. 

Nicht gebilligt hat der Ausschuß die von der Re- 
gierungsvorlage vorgeschlagene Regelung des § 79 
Abs. 1 über die Rückwirkung von Nichtigkeits- 
erkenntnissen. 

Eingehend beraten, aber nicht übernommen, hat 
der Ausschuß einen Vorschlag des Abg. Dichgans, 
die Aufspaltung des Gerichts in zwei Senate abzu- 
schaffen und nur mehr einen Spruchkörper zu bil- 
den. Auch ein Antrag, für eine Entscheidung des 
Gerichts, die ein Bundesgesetz für verfassungswi- 
drig erklärt, eine Mehrheit von zwei Dritteln der 
abstimmenden Richter vorzuschreiben, fand keine 
Mehrheit des Ausschusses. 

Ausgehend von einem Vorschlag des Abg. Dich- 
gans, das Bundesverfassungsgericht bei seinen Ent- 
scheidungen an bestimmte tatsächliche Feststellun- 
gen des Gesetzgebers zu binden, erörterte der Aus- 
schuß eingehend das Verhältnis des Gerichts zu den 
politischen Entscheidungsorganen. 

Eine Minderheit des Ausschusses wies darauf 
hin, daß gewisse Entscheidungen des Bundesver- 
fassungsgerichts in den politischen Bereich Über- 
griffen. Namentlich wurde als Beispiel das Urteil 
vom 11. Juni 1958 (BVerfGE 7, 377 ff., sog. Apothe- 
kenurteil) genannt. Hier habe es sich um die tat- 
sächliche Frage gehandelt, ob die Niederlassungs- 
freiheit für Apotheker eine geordnete Arzneimdttel- 
versorgung der Bevölkerung und damit die Volks- 
gesundheit gefährden könnte. Das Bundesverfas- 
sungsgericht habe diese Frage, die Elemente und 
Prognosen politischer Art enthalte, anders als der 
bayerische Gesetzgeber beurteilt. Die Entscheidung 
einer derartigen Frage sei aber politischer Natur 
und nicht mehr der Rechtsprechung zuzuordnen. 
Grundsätzlich war sich der Ausschuß einig, daß das 
Gericht nur echte Rechtsprechungsaufgaben leisten 
könne und solle und daß politische Fragen seinen 
Eiikenntnismöglichkeiten entzogen sind und bleiben 
müssen. Allerdings war sich der Ausschuß bewußt, 
daß das verfassungsgerichtliche Urteil noch stärker 
als andere Gerichtsentscheidungen politische Ele- 
mente enthält und politische Auswirkungen hervor- 
ruft. Auch die Richter des Bundesverfassungsge- 
richts betonten bei ihrer Aussprache mit dem Rechts- 
ausschuß, daß das Gericht äußerste Zurückhaltung 
übe, wenn in einem Verfahren politische Fragen 
eine Rolle spielten. Das Gericht sei in seiner ge- 
samten Rechtsprechung bestrebt gewesen, die poli- 
tische Gestaltungsfreiheit des Gesetzgebers im Rah- 
men der Verfassungsordnung zu achten. 

2. Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 Nr. 01 — § 1 Abs. 2 

Der geltende § 1 Abs. 2 sieht vor, daß der Sitz des 
Bundesverfassungsgerichts durch Gesetz bestimmt 
wird. Das Gesetz über den Sitz des Bundesverfas- 


sungsgerichts vom 4, Mai 1951 (BGBl. I S. 288) legt 
den Sitz des Gerichts vorläufig nach Karlsruhe. 
Durch die Änderung soll nunmehr Karlsruhe end- 
gültig Sitz des Bundesverfassungsgerichts werden. 
Das Gesetz vom 4. Mai 1951 wird in Artikel 4 a des 
Gesetzentwurfs aufgehoben. 

Frage der Einheit des Bundesverfassungsgerichts 

Bin Hauptpunkt der Beratungen des Ausschusses 
war die Frage, ob die bestehende Aufteilung des 
Bundesverfassungsgerichts in zwei Senate aufgeho- 
ben werden könne und nurmehr ein Spruchkörper 
des Gerichts seine Aufgaben erfüllen solle. Eine 
starke Minderheit unterstützte den Antrag des Abg. 
Dichgans, durch die Novelle das Einheitsgericht her- 
zustellen. Zur Begründung wurde angeführt, daß mit 
den Aufgaben und der Stellung des Bundesverfas- 
sungsgerichts als eines obersten Verfassungsorgans 
die Aufteilung in zwei selbständig handelnde Senate 
nicht zu vereinbaren sei. Dagegen bestünden sogar 
verfassungsrechtliche Bedenken. Es bestehe die Ge- 
fahr, daß sich in den beiden selbständigen Spruch- 
körpern auseinanderstrebende Tendenzen, mögli- 
cherweise sogar politischer Natur, entwickeln könn- 
ten. Trotz aller Schwierigkeiten sei die Zeit gekom- 
men, die Einheit des Gerichts entschlossen wieder- 
herzustellen. 

Der Ausschuß ist sich mit dem Bundesverfassungs- 
gericht und den angehörten Staatsrechtslehrern 
einig, daß das Einheitsgericht als verfassungspoli- 
tisches Ziel anzustreben ist. Alle angehörten Bun- 
desverfassungsrichter haben jedoch erklärt, daß bis- 
her die Geschäftslast des Gerichts eine Verwirkli- 
chung des Grundsatzes der Einheit in der Praxis 
auf absehbare Zeit ausschließe. Nach einer dem 
Ausschuß überreichten Statistik des Gerichts hat 
das Bundesverfassungsgericht in den letzten fünf 
Jahren insgesamt 7 135 Entscheidungen getroffen. 
Davon waren 6 748 Entscheidungen der Ausschüsse. 
351 Entscheidungen fällten die beiden Senate (Jah- 
resmittel: 70). Bis zum Jahresanfang 1970 lagen noch 
739 unerledigte Verfahren vor, die nach Angabe des 
Gerichts zum überwiegenden Teil durch die Senate 
zu entscheiden sind. Allein diese Rückstände wür- 
den demnach das Gericht auf Jahre hinaus belasten. 
Bin Zeitraum, bis zu dem die Einheit des Gerichts 
zu verwirklichen wäre, konnte auch das Gericht 
nicht absehen. Nach Auffassung der Mehrheit des 
Ausschusses kann deshalb zum gegenwärtigen Zeit- 
p’unkt die Aufgliederung des Gerichts in zwei Senate 
nicht aufgegeben werden, weil anderenfalls das Ge- 
richt seine ihm verfassungsrechtlich übertragenen 
Aufgaben nicht voll erfüllen könnte. Die Überla- 
stung des Verfassungsgerichts entsteht in erster 
Linie durch die große Anzahl der eingehenden Ver- 
fassungsbeschwerden. Die Möglichkeiten einer Ent- 
lastung des Gerichts in diesen Verfahren ist be- 
schränkt, da die Verfassungsbeschwerde in Artikel 
93 Abs. 1 Nr. 4 a und 4 b GG durch das Gesetz vom 
29. Januar 1969 (BGBl. I S. 97) verfassungsrechtlich 
garantiert worden ist. Alle Mitglieder des Rechts- 
ausschusses lehnen im übrigen jegliche Einschrän- 
kung des Grundrechtsschutzes — insbesondere aber 
eine Beschränkung der Verfassungsbeschwerde — 
im Rahmen der Verfassungsrechtsprechung ab. 
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Zu Artikel 1 Nr. 1 — § 2 Abs. 2 

Die Änderung ist nur redaktioneller Art. Der jetzt 
geltende § 4 Abs. 1 wird nach § 2 in einem neuen 
Absatz 3 vorgezogen. Die Bezeichnung „Obere Bun- 
desgerichte" wird entsprechend der Neufassung des 
Artikels 95 Abs. 1 GG an „Oberste Gerichtshöfe" 
umgeändert. In der Formulierung wurde berücksich- 
tigt, daß auch die Richter der Obersten Gerichtshöfe 
des Bundes für ihr Amt als Richter am Bundesver- 
fassungsgericht zukünftig nur auf Zeit zu wählen 
sind. 

Zu dieser Bestimmung lag dem Ausschuß auf 
Grund einer Anregung von Bundesverfassungsrich- 
tern ein Antrag vor, durch den die Sollvorschrift 
des § 2 Abs. 2 Satz 2 in eine zwingende Vorschrift 
umgewandelt werden sollte. Dieser Vorschlag wurde 
jedoch von der Mehrheit des Ausschusses mit der 
Begründung abgelehnt, daß hierdurch den Wahl- 
organen unnötige starre Bindungen auferlegt wür- 
den. In Ausnahmefällen müsse man von dem 
Grundsatz, daß ein Richter wenigstens drei Jahre an 
einem Obersten Gerichtshof des Bundes tätig ge- 
wesen sein soll, abweichen können. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 — § 3 Abs. 4 

Der Ausschuß empfiehlt, die in der Regierungs- 
vorlage vorgeschlagene Fassung abzulehnen und es 
bei der bisher geltenden Regelung zu belassen. 

Eine starke Minderheit des Ausschusses schlug 
vor, auch die Tätigkeit eines Hochschullehrers mit 
dem Amt des Bundesverfassungsrichters für unver- 
einbar zu erklären. Zur Begründung wird angeführt, 
daß die richterlichen Aufgaben einen Verfassungs- 
richter voll in Anspruch nähmen. Gerade wegen der 
Überlastung des Gerichts müsse darauf geachtet 
werden, daß die Funktionsfähigkeit des Gerichts 
nicht durch eine gleichzeitige Ausübung des Rich- 
teramtes und der Tätigkeit eines Hochschullehrers 
geschmälert werde. Es sei nicht anzunehmen, daß 
sich eine geeignete Persönlichkeit einem Ruf an das 
Bundesverfassungsgericht deshalb verschließen wür- 
de, weil eine bisher ausgeübte Tätigkeit als Hoch- 
schullehrer beendet werden müßte. 

Demgegenüber vertritt die Mehrheit des Aus- 
schusses die Auffassung, daß ein solches Verbot 
der Ausübung einer Hochschullehrertätigkeit den 
Kreis der in Betracht kommenden Kandidaten für 
das Richteramt unangemessen beschränken würde. 
Es sei nicht sicher, daß ein hervorragender Hoch- 
schullehrer eine Berufung an das Bundesverfas- 
sungsgericht ausschlagen würde, wenn er sein Lehr- 
amt aufgeben müsse. Die Frage der Unvereinbar- 
keit könne allenfalls erneut geprüft werden, wenn 
die Dotierung des Verfassungsrichteramts entspre- 
chend seinem hohen Range eines obersten Verfas- 
sungsorgans angehoben würde. Weiter sei dann 
aber auch zu bedenken, welche große Bedeutung 
die fortwährende Verbindung mit dem aktiven 
Hochschulleben und der Entwicklung der Wissen- 
schaft für die Rechtsprechung des Gerichts habe. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 — § 4 

Die Neufassung bringt die Angleichung der 
Rechtsstellung für alle Richter des Bundesverfas- 
sungsgerichts. Bisher besteheii sldlusrechtliche Un- 
terschiede zwischen zwei Gruppen von Verfassungs- 
richtern. Nach Artikel 94 Abs. 1 Satz 1 GG setzt 
sich das Bundesverfassungsgericht aus Bundesrich- 
tem und anderen Mitgliedern zusammen. Die gel- 
tende Regelung des § 4 schreibt vor, daß drei Rich- 
tern jedes Senats aus der Zahl der Richter an den 
Obersten Gerichtshöfen des Bundes für die Dauer 
ihres Amtes an diesen Gerichten gewählt werden; 
das bedeutet eine Wahl bis zum Erreichen der 
Altersgrenze, also auf Lebenszeit. Die übrigen Rich- 
ter werden auf die Dauer von acht Jahren gewählt, 
wobei eine Wiederwahl zulässig ist. 

Der Ausschuß ist sich darin einig, daß dieser un- 
gleiche Status der Mitglieder des Gerichts der Stel- 
lung des Bundesverfassungsgerichts als eines ober- 
sten Verfassungsorgans nicht gerecht wird und für 
alle Verfassungsrichter eine gleiche Rechtsstellung 
einzuführen ist. 

Der Ausschuß empfiehlt die Annahme der Rege- 
lung der Regierungsvorlage, die eine einmalige 
Wahl mit einer Amtszeit von 12 Jahren und eine 
Altersgrenze von 68 Jahren vorsieht. 

Demgegenüber schlug eine starke Minderheit des 
Ausschusses eine Regelung mit der Möglichkeit 
einer Wiederwahl der Verfassungsrichter vor. Da- 
nach sollten die Verfassungsrichter zunächst auf die 
Dauer von acht Jahren gewählt werden. Nach Ablauf 
dieser ersten Amtszeit sollte eine Wiederwahl auf 
Lebenszeit (also bis zur Altersgrenze) zulässig sein. 
Auch mehrere Bundesverfassungsrichter hießen bei 
ihrer Aussprache mit dem Rechts aus schuß eine 
solche Regelung gut. Nach Auffassung der Antrag- 
steller wäre sie eine mittlere Lösung, die Elemente 
einer Wahl auf Zeit und einer Wahl auf Lebenszeit 
verbinden würde. Dadurch könnte einerseits der 
Nachteil einer grundsätzlichen Wahl auf Lebenszeit 
vermieden werden, der darin bestünde, daß die Be- 
setzung des Gerichts auf zu lange Zeit festgelegt 
würde. Andererseits wäre es aber möglich, hervor- 
ragende und bewährte Verfassungsrichter erneut 
zu berufen. 

Die Ausschußmehrheit ist demgegenüber der Mei- 
nung, daß eine Regelung, die eine Wiederwahl auf 
Lebenszeit vorsieht, die Zusammensetzung des Ver- 
fassungsgerichts auf zu lange Zeit unveränderbar 
festlege und damit auch die Rechtsprechung unbe- 
weglich gestalten könnte. Andererseits seien Ge- 
fahren für die Unabhängigkeit der Richter — schon 
der Anschein wäre gefährlich — nicht von der Hand 
zu weisen, wenn eine Wiederwahl ermöglicht 
würde. Zu § 4 Abs. 4 ist noch zu bemerken, daß die 
Fortführung der Amtsgeschäfte bis zur Ernennung 
des Nachfolgers die Amtszeit des ausscheidenden 
Richters verlängert. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 — § 5 Abs. 1 

Die Änderung ist lediglich eine redaktionelle An- 
passung der geltenden Bestimmungen an die vor- 
gesehene gleiche Rechtsstellung der beiden Richter- 
gruppen. 
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Zu Artikel 1 Nr. 5 — § 5 Abs. 2 

Es handelt sich um eine redaktionell notwendige 
Folgeänderung aus der vorgesehenen Angleichung 
der 'Rechtsstellung der beiden Richtergruppen. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 — § 5 Abs. 3 

Nach der geltenden Fassung des § 5 Abs. 3 gilt 
für die Verfassungsrichter, die nicht aus der Gruppe 
der Richter der Obersten Bundesgerichte kommen, 
die Regelung, daß bei vorzeitigem Ausscheiden ei- 
nes Richters der Nachfolger nur für den Rest der 
Amtszeit des ausgeschiedenen Richters gewählt 
wird. Die Änderung sieht wor, diaß künftig der Nach- 
folger eines vorzeitig ausgeschiedenen Richters 
für eine volle Amtsperiode gewählt wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 a — § 6 Abs. 2 

Hierzu hat der Ausschuß einen Antrag des Abg. 
Hirsch angenommen. Der Vorschlag soll eine Stell- 
vertretung beim Wahlmännerausschuß zulassen. Der 
geltende § 6 Abs. 2 kennt wohl beim Ausscheiden 
eines Wahlmannes seine Ersetzung durch den Näch- 
ten der Wahlliste, nicht aber die Vertretung eines 
verhinderten Wahlmannes. Durch eine Verhinde- 
rung von Wahlmännern kann deshalb die Mitglie- 
derstärke des Wahlmännerausschusses unter die 
vorgesehene Stär'ke von 12 Wahlmännem sinken. 
Diesen Mangel will die Änderung beheben. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 — § 13 Nr. 8 a 

Diese redaktionelle Ergänzung folgt aus dem 
19. Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes vom 
29. Januar 1969 (BGBl. I S. 97), durch das die Ver- 
fassungsbeschwerde in Artikel 93 Abs. 1 Nr. 4 a und 
4 b GG verfassungsrechtlich garantiert worden ist. 
Der Zuständigkeits'katalog des Bundesverfassungs- 
gerichts in § 13 ist entsprechend zu ergänzen. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 — § 16 a 

Der Ausschuß schlägt einstimmig vor, die in der 
Regierungsvorlage enthaltene Bestimmung des 
§ 16 a zu streichen. Nach den Vorstellungen der 
Bundesregierung sollte durch Einfügung dieser Vor- 
schrift dem Verfassungsgericht eine Rechtsgrundlage 
für den Erlaß einer Geschäftsordnung gegeben wer- 
den. 'Das Geschäftsordnungsrecht des Gerichts müsse 
sich gegenständlich auf den gerichtsinternen Ge- 
schäftsgang beschränken, da für das Bundesverfas- 
sungsgericht das Recht zum Erlaß einer Geschäfts- 
ordnung nicht wie für andere Verfassungs Organe 
im Grundgesetz niedergelegt sei (vgl. Artikel 40 
Abs. 1 Satz 2, Artikel 52 Abs. 3 Satz 2, Artikel 53 a 
Abs. 1 Satz 4, Artikel 65 Satz 4, Artikel 77 Abs. 2 
Satz 2 GG) und Geschäftsordnungsregelungen des 
Gerichts über diesen Rahmen hinaus verfassungs- 
rechtlich bedenklich wären. 

Das Bundesverfassungsgericht wandte dagegen 
in seiner Stellungnahme ein, das Recht des Bundes- 


verfassungsgerichts, eine Geschäftsordnung zu be- 
schließen, ergebe sich bereits aus seinem Status als 
oberstes Verfassungsorgan; der vorgesehene § 16 a 
habe deshalb lediglich deklaratorischen Charakter. 

Der Ausschuß hält eine Ermächtigungsbestimmung 
für den Erlaß einer Geschäftsordnung nicht für er- 
forderlich. Der Geschäftsgang des Gerichts konnte 
bisher ohne formelle Geschäftsordnung zufrieden- 
stellend abgewickelt werden. Für die Abgabe des 
Sondervotums wird eine eigene Bestimmung vorge- 
sehen. Mit dieser Entscheidung wird die Rechtsfrage 
offengelassen, ob das Bundesverfassungsgericht 
schon auf Grund seiner Eigenschaft eines obersten 
Verfassungsorgans die Befugnis zum Erlaß von Ge- 
schäftsordnungsrecht hat. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 a — § 18 Abs. 3 

Die Ergänzung soll klarstellen, daß die Äußerung 
einer wissenschaftlichen Meinung keinen Aus- 
schließungsgrund im Sinne des § 18 Abs. 1 Nr. 2 
darstellt. Im Hinblick auf tatsächliche Ereignisse der 
Vergangenheit hielt der Ausschuß diese an sich 
selbstverständliche Feststellung dennoch für erfor- 
derlich. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 — § 24 Satz 1 

Bei der Änderung handelt es sich um eine redak- 
tionelle Verbesserung: Die „form widrigen" Anträge 
oder „Anträge von offensichtlidi nicht Berechtigten" 
sind nur Sonderfälle der in der Besimmung schon 
aufgeführten Unzulässigkeit eines Antrags und kön- 
nen deshalb als überflüssig in § 24 Satz 1 gestrichen 
werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 — § 30 Abs. 2 und 3 

Der Ausschuß spricht sich in seiner Mehrheit für 
die Einführung des Sondervotums beim Bundesver- 
fassungsgericht aus. Eingehend wurden mit dem 
Gericht selbst und den angehörten Staatsrechtsleh- 
rern die Gründe und Gegengründe erörtert und er- 
wogen. Besondere Bedeutung legte die Ausschuß- 
mehrheit auch der Sondervoten befürwortenden 
Empfehlung des 47. Deutschen Juristentages bei. 
Die meisten der angehörten Verfassungsrichter und* 
Staatsrechtslehrer traten für die Einführung des Son- 
dervotums beim Bundesverfassungsgericht ein. Als 
entscheidende Gründe für das Sondervotum sind an- 
zuführen, daß dieses Verfahren die der Verfassungs- 
rechtsprechung angemessene Offenheit der Entschei- 
dungen und Auffassungen des Gerichts bringt und 
eine bessere Fortentwicklung und Anpassung des 
Verfassungsrechts verspricht. Sondervoten können 
in wertvoller Weise frühzeitig neue Tendenzen der 
Verfassungsrechtsprechung anzeigen, den Gesetz- 
geber auf Schwächen in der Rechtsordnung hinwed- 
sen und der Rechtswissenschaft Anregungen geben. 
Die Gründe, die gegen die Einführung des Sonder- 
votums sprechen und die von der ablehnenden Min- 
derheit ins Feld geführt wurden, werden vom Aus- 
schuß nicht gering geachtet. Nicht nur kann durch 
das Sondervotum eine zusätzliche Belastung der 


4 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/ 1471 


'Richter und des Gerichts entstehen. Es könnte sogar 
die Einheit und gemeinsame Arbeit eines Senats 
beeinträchtigt werden. Darüber hinaus könnten auch 
die Autorität des Gerichts und seine Aufgabe der 
Befriedung gestört werden, insbesondere bei den 
Verfassungsbeschwerdeverfahren. Nach Auffassung 
der Mehrheit des Ausschusses sprechen jedoch über- 
wiegende Gründe für das Sondervotum. Insbeson- 
dere die praktischen Erfahrungen des obersten Ge- 
richtshofs der Vereinigten Staaten von Amerika, 
bei dem von jeher die Abgabe von Sondervoten 
üblich gewesen ist, können die Bedenken zum 
großen Teil zerstreuen. 

Die Regelung sieht im einzelnen vor, daß die ab- 
weichende Meinung eines überstimmten Richters 
sowohl zum Entscheidungsergebnis als auch zu sei- 
ner Begründung abgegeben werden kann. Die ab- 
weichende Meinung muß vorher in der Beratung des 
Senats von dem Richter, der das Sondervotum ab- 
geben möchte, vertreten worden sein. Ferner soll 
den Senaten die Befugnis gegeben werden, in ihren 
Entscheidungen das Stimmverhältnis mitzuteilen. 
In jüngerer Zeit nahm der zweite Senat bereits das 
jeweilige Abstimmungsergebnis in seine Entschei- 
dungen auf. Im übrigen soll der Geschäftsgang für 
die Abgabe eines Sondervotums durch Verfahrens- 
bestimmungen, die das Plenum des Bundesverfas- 
sungsgerichts erläßt, näher geregelt werden. Abge- 
lehnt wurde mit Mehrheit ein Antrag des Abgeord- 
neten Erhard (Bad Schwalbach), für die Abgabe des 
Sondervotums eine Frist von drei Wochen vom Vor- 
liegen der Urteilsgründe ab vorzuschreiben, um 
eine Verzögerung der Verkündung von Verfas- 
sungsgerichtsurteilen zu verhindern. 

Zu Artikel 1 Nr. 11 — § 31 Abs. 2 

Neben redaktionellen Anpassungen enthält Ab- 
satz 2 Satz 2 des Vorschlags eine Erweiterung der 
Gesetzeskraft verfassungsgerichtlicher Entschei- 
dungen. Auch Entscheidungen des Gerichts, die in 
einem Verfassungsbeschwerdeverfahren über die 
Gültigkeit von Rechtsnormen ergehen, soll Geset- 
zeskraft zukommen. Diese Fälle sind sachlich den 
anderen Normenkontrollentscheidungen des Bun- 
desverfassungsgerichts gleichzusetzen. 

Ferner wird berücksichtigt, daß es Entscheidungen 
des Bundesverfassungsgerichts gibt, durch die keine 
Nichtigkeit eines Gesetzes, sondern nur eine Unver- 
einbarkeit oder Vereinbarkeit eines Gesetzes mit 
dem Grundgesetz oder sonstigem Bundesredit aus- 
gesprochen werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 — § 32 Abs. 6 

Nach dem geltenden § 32 kann eine einstweilige 
Anordnung nur durch den Senat erlassen werden. 
Zu bestimmten Zeiten, insbesondere in den Ferien- 
zeiten, kann es Vorkommen, daß ein Senat beschluß- 
unfähig und damit handlungsunfähig ist. Nach der 
vorgesehenen Änderung soll dann bei besonderer 
Dringlichkeit eine einstweilige Anordnung auch 
durch einstimmigen Beschluß von mindestens drei 
Richtern ergehen können. Eine solche einstweilige 
Anordnung soll allerdings nur für einen Monat Be- 


stand haben, wenn sie nicht durch den Senat be- 
stätigt wird. Im letzteren Falle tritt sie dann ent- 
sprechend der allgemeinen Regelung für einstwei- 
lige A.nordnungen erst drei Monate nach ihrem Er- 
laß außer Kraft. 

Zu Artikel 1 Nr. 12 a — § 34 Abs. 4 

Die teilweise oder volle Erstattung der notwendi- 
gen Auslagen erscheint als eine billige Kosten- 
rechtsfolge im Verfassungsbeschwerdeverfahren, 
wenn der Beschwerdeführer mit seiner Verfassungs- 
beschwerde Erfolg hat. Ob die notwendigen Aus- 
lagen ganz oder nur zum Teil erstattet werden 
sollen, bleibt dem Ermessen des Bundesverfassungs- 
gerichts überlassen. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 — § 34 Abs. 5 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Ände- 
rung, die § 93 a Abs. 3 bei der Kostenregelung be- 
rücksichtigt. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 — § 78 Satz 1 

Die Änderung stellt nur eine redaktionelle Ver- 
besserung dar. Die in § 78 Abs. 1 enthaltene For- 
mulierung, nach der das Bundesverfassungsgericht 
„die Nichtigkeit in seiner Entscheidung feststellt", 
soll an die Sprachregelung des Gesetzes in § 78 
Satz 2, § 95 Abs. 3 Satz 1 sowie an die vorgeschla- 
gene Fassung des § 31 Abs. 2 Satz 2 und 3 an- 
gepaßt werden. Der Ausschuß legt Wert auf die 
Feststellung, daß der materielle Inhalt der Bestim- 
mung hierdurch nicht berührt wird. Insbesondere 
hat die Änderung keinerlei Bedeutung für die Frage 
der Rückwirkung der Nichtigkeitserkenntnisse. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 — § 79 Abs. 1 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, die in 
der Regierungsvorlage enthaltene Neufassung des 
§ 79 Abs. 1 zu streichen. Die Neuregelung der Re- 
gierungsvorlage sollte die Probleme lösen, die die 
Rückwirkung einer Nichtigkeitserklärung einer 
Rechtsnorm durch das Bundesverfassungsgericht zur 
Folge hat. Erklärt das Bundesverfassungsgericht eine 
Rechtsnorm für nichtig, so bedeutet dies, daß die 
Norm von Anfang an ungültig ist. Verfassungs- 
gerichtliche Nichtigkeitserkenntnisse können sich 
also dahin auswirken, daß Regelungen, die für die 
Gemeinschaft unabdingbar notwendig sind, als in 
der Vergangenheit nicht gültig zu behandeln sind. 
Durch solche Lücken in der Rechtsordnung können 
für die Gemeinschaft schwerwiegende Nachteile ent- 
stehen. Zum Beispiel wäre es denkbar, daß die 
Nichtigkeitserklärung eines Steuergesetzes, die über 
Jahre zurückwirkt, untragbare Belastungen des 
staatlichen Steuerwesens und der öffentlichen 
Finanzwirtschaft verursachte. Noch tiefgreifendere 
Auswirkungen könnte die Nichtigkeitserklärung 
eines Wahlgesetzes haben. 

Der Regierungsentwurf schlägt als Lösung vor, 
dem Bundesverfassungsgericht die Befugnis zu ge- 
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ben, aus schwerwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohles zu bestimmen, daß ein für nichtig erklärtes 
Gesetz erst zu einem vom Gericht festzusetzenden 
Zeitpunkt als außer Kraft getreten gilt. Der fest- 
zusetzende Zeitpunkt darf nicht nach dem Wi^ksam- 
werden der Entscheidung des Gerichts liegen. 

Auf Grund seiner Anhörungen des Bundes- 
verfassungsgerichts und der Staatsrechtslehrer ist 
der Ausschuß jedoch zu der Überzeugung gelangt, 
daß die gesetzliche Lösung dieser Probleme zumin- 
dest zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich ist. 
Sowohl Richter des Verfassungsgeridits als auch 
die angehörten Staatsreditslehrer brachten gegen 
den Regierungsvorschlag schwerwiegende Bedenken 
vor, ohne daß ein überzeugender Alternativ- 
vorschlag dem Ausschuß hätte unterbeitet werden 
können. Die Regierungsfassung kann insbesondere 
nicht die Zeit vom Ergehen des Nichtigkeitserkennt- 
nisses, zu der ein für nichtig erklärtes Gesetz als 
außer Kraft getreten gilt, bis zum Handeln des Ge- 
setzgebers überbrücken. Keinesfalls kann sich der 
Ausschuß dazu entschließen, daß dem Bundesver- 
fassungsgericht die Befugnis gegeben werde, auch 
Über den Zeitpunkt des Ergehens eines Ndchtigkeits- 
erkenntnisses hinaus ein verfassungswidriges Ge- 
setz für anwendbar zu erklären. 

Eine Reihe von Vorschlägen, die dem Ausschuß 
unterbreitet worden sind, führen ebenfalls zu keiner 
voll befriedigenden Lösung. Die Regelung etwa, daß 
das Bundesverfassungsgericht vor dem Ergehen 
eines Nichtigkeitserkenntnisses das Verfahren aus- 
setzt und (dem Gesetzgeber Zeit für den Erlaß neuer 
Bestimmungen gewährt, würde im wesentlichen 
nicht nur ebenfalls die Befugnis des Gerichts be- 
deuten, ein verfassungswidriges Gesetz auch für die 
Zukunft als anwendbar zu erklären, sondern könnte 
darüber hinaus noch dazu führen, daß ein solcher 
Aussetzuijjgsbeschluß jeweils ein Signal für die Ein- 
leitung einer großen Zahl von Verfassungsklagen 
gibt. 

Darüber hinaus hatten zahlreiche Mitglieder des 
Ausschusses schwerwiegende verfassungsrechtliche 
Bedenken gegen die von der Bundesregierung vor- 
geschlagene Regelung. Nach der Grundstruktur des 
Grundgesetzes können die gesetzgebenden Ver- 
fassungsorgane (wie alle anderen auch) nur die 
Kompetenzen ausüiben, die die Verfassung ihnen 
ausdrücklich zugewiesen hat. Handeln sie außerhalb 
dieses Zuständigkeitsrahmens, dann können sie für 
diese verfassungswidrigen Akte keine Wirksamkeit 
beanspruchen. Insbesondere ist es aber nach Mei- 
nung dieser Ausschußmitglieder nicht möglich, diese 
Auswirkung der Grundsätze der Artikel 1 Abs. 3 
und Artikel 20 GG in der vorgeschlagenen Weise 
durch einfaches Bundesgesetz zu beschränken oder 
gar aufzuheben. 

In Abwägung des Für und Wider erscheint es dem 
Ausschuß richtig, es bei )der bisherigen Regelung 
zu belassen. Wie auch Richter des Bundesverfas- 
sungsgerichts erklärten, konnte das Gericht bisher 
jeweils praktikable Lösungen finden. Zu nennen 
sind hierfür insbesondere der Beschluß des Zweiten 
Senats vom 22. März 1963 (BVerfGE *16, 130 ff. betr. 
die Wahlkreiseinteilung) und das Urteil des Ersten 


Senats vom 20. Dezember 1'966 (BVerfGE 21, 12 ff., 
sog. Umsatzsteuerentecheidung), in denen das Ge- 
richt verfassungsrechtlich beanstandete Rechts- 
vorschriften nicht für nichtig erklärte, sondern je- 
weils eine Verpflichtung des Gesetzgebers fest- 
stellte, innerhalb eines bestimmten Zeitraums tätig 
zu werden und verfassungsrechtliche Mängel zu be- 
seitigen. 

Zu Artikel 1 Nr. 15 a — § 79 Abs. 1 

Nach der jetzt geltenden Fassung des § 79 Abs. 1 
ist gegen ein rechtskräftiges Strafurteil, das auf 
einer vom Bundesverfassungsgericht für nichtig 
erklärten Norm beruht, das Wiederaufnahme- 
verfahren nach den Vorschriften der Strafprozeß- 
ordnung zulässig. Es ist umstritten, ob auch dann 
ein Wiederaufnahmeverfahren möglich ist, wenn 
das Strafurteil auf der Auslegung einer Rechtsnorm 
beruht, die vom Verfassungsgericht für verfassungs- 
widrig erklärt worden ist. Der Ausschuß ist der 
Auffassung, daß dieser Fall für die Wiederaufnahme 
der Nichtigerklärung einer Rechtsnorm gleichzuset- 
zen ist. Sachlich besteht kein wesentlicher Unter- 
schied darin, ob ein Strafurteil auf einer verfas- 
sungswidrigen Rechtsanwendung oder auf einer ver- 
fassungswidrigen Rechtsnorm beruht. 

Nur der Klarstellung dient die ausdrückliche Ein- 
beziehung des Falles, daß eine Rechtsnorm vom 
Verfassungsgericht nicht für nichtig, sondern als mit 
dem Grundgesetz für unvereinbar erklärt worden 
ist. Dies bezieht sich z. B. auf den Organstreit, in dem 
nach § 67 das Bundesverfassungsgericht nicht die 
Nichtigkeit einer Rechtsnorm ausspricht, sondern 
nur den Verstoß gegen eine Bestimmung des Grund- 
gesetzes. 


Zu Artikel 1 Nr. 16 — § 82 Abs. 4 

Die Änderung ist redaktioneller Art. An Stelle der 
Bezeichnung „obere Bundesgerichte" isoll entspre- 
chend der Neufassung des Artikel 95 Abs. 1 GG die 
Bezeichnung „Oberste Gerichtshöfe des Bundes" 
treten. 


Zu Artikel 1 Nr. 17 — Überschrift vor § 90 

Die Änderung der Überschrift vor § 90 ist eine 
redaktionelle Folgerung aus der Einfügung der ver- 
fassungsgerichtlichen Zuständigkeit zur Entschei- 
dung über Verfassungsbescbwerden in einer neuen 
Nummer 8 a bei § 13. 


Zu Artikel 1 Nr. 18 — § 90 Abs. 1 

Die Änderung ist eine redaktionelle Anpassung 
an die Fassung, die das Grundgesetz durch das 19. 
Anderungsgesetz vom 29. Januar 1969 (BGBl. I S. 97) 
in Artikel 93 Abs. 1 Nr. 4 a GG erhalten hat und die 
auch das Widerstandsrecht nach Artikel 20 Abs. 4 
GG als ein der Verfassungsbeschwerde unterliegen- 
des Grundrecht auf führt. 
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Zu Artikel 1 Nr. 19 — § 93 Abs. 2 (neu) 

Der AusschuI5 empfiehlt einstimmig, die Bestim- 
mung des Regierungsentwurfs zu streichen. 

Das geltende Recht sieht bei Versäumung gesetz- 
licher Fristen im Verfasisungsgerichtsverfahren keine 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand vor. Der 
Regierungsentwurf möchte für die Verfassungsbe- 
schwerde eine solche Regelung einführen. Dadurch 
sollen Härten vermieden werden, die sich idaraus 
ergeben können, daß die Frist zur Einlegung der 
Verfassungsbeschwerde durch unabwendbaren Zu- 
fall oder sonstiges unverschuldetes Versäumnis 
nicht eingehalten worden ist. 

Der Ausschuß hält es nicht für sinnvoll, wie in an- 
deren gerichtlichen Verfahren auch im Verfassungs- 
beschwerdeverfahren eine Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand zu gewähren. Die Verfassungsbe- 
schwerde ist nach § 90 Abs. 2 erst nach Erschöpfung 
des Rechtswegs zulässig. Der Beschwerdeführer hat 
deshalb regelmäßig bereits Rechtsschutz durch die 
Zivil-, Straf- oder Verwaltungsgerichte mit mehre- 
ren Instanzen genossen. Eine Wiedereinsetzung in 
den vorigen Stand für die Verfassungsbeschwerde 
hält der Ausschuß daher nicht für dringlich. Dage- 
gen würde das Bundesverfassungsgericht mit den 
Anträgen für die Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand unangemessen zusätzlich belastet. 

Zu Artikel 1 Nr. 20 — § 93 a Abs. 3 

Die vorgeschlagene Regelung soll das Annahme- 
verfahren bei der Verfassungsbeschwerde verbes- 
sern. Nach der geltenden Fassung des § 93 a Abs. 3 
kann die Annahme der Verfassungsbeschwerde u. a. 
dann durch den Ausschuß des Gerichts abgelehnt 
werden, wenn sie „offensichtlich unbegründet" ist. 
Um die Selektivwirkung des Annahmeverfahrens 
zu verstärken, soll künftig eine Verfassungsbe- 
schwerde schon dann abgelehnt werden können, 
wenn sie keine „hinreichende Aussicht auf Erfolg" 
hat. Die vorgeschlagene Regelung hält sich nach 
Auffassung des Ausschusses im Rahmen der Vor- 
schrift des Artikels 94 Abs. 2 Satz 2 GG, die ein be- 
sonderes Annahmeverfahren für Verfassungsbe- 
schwerden zuläßt. 

Die weitere Änderung des § 93 Abs. 3 ist nur re- 
daktioneller Art. Hier gilt das bereits oben zur Än- 
derung des § 24 Satz 1 Gesagte ebenso. 

Einem Antrag des Abgeordneten Dichgans, für die 
ablehnende Annahmeentscheidung jegliche Begrün- 
dung auszuschließen, folgte der Ausschuß nicht. Nach 
Auffassung der Ausschußmehrheit soll es bei der 
geltenden Regelung bleiben. Danach kann der ent- 
scheidende Ausschuß des Gerichts bestimmen, ob 
im einzelnen Fall eine Begründung angemessen ist. 

Im Zusammenhang mit dem Annahmeverfahren 
hat der Ausschuß auch geprüft, ob nicht für die Ge- 
richtsvorlagen ebenfalls ein selektierendes Verfah- 
ren vorgeschaltet werden sollte, um das Verfas- 
sungsgericht von ungeeigneten Vorlagen zu entla- 
sten. Dabei wurde insbesondere der Vorschlag er- 
örtert, die Gerichtsvorlage zunächst dem im jeweili- 


gen Rechtszug höheren Gericht zur Entscheidung zu- 
zuleiten. Im Ausschuß wurden gegen eine solche 
Lösung verfassungsrechtliche Bedenken aus Artikel 
100 GG geltend gemacht, wonach dem für die Sach- 
entscheidung zuständigen Gericht die Befugnis für 
die Vorlage an das Bundesverfassungsgericht ein- 
geräumt worden sei. Außerdem könnte nach Mei- 
nung des Ausschusses darin, daß dem entscheiden- 
den Gericht die Befugnis zur mittelbaren Vorlage 
genommen würde und die Verfassungsfrage zu- 
nächst dem übergeordneten Gericht vorgelegt wer- 
den müsse, eine Abwertung des entscheidenden Ge- 
richts gesehen werden. Schließlich wurde darauf 
hingewiesen, daß früher bereits einmal eine derar- 
tige Regelung bestanden hat, daß diese jedoch vom 
Bundestag nach eingehender Beratung wieder auf- 
gehoben wurde. Die Mehrheit des Ausschusses 
konnte sich daher nicht für die Wiedereinführung 
der Zwischenschaltung höherer Gerichte bei Vor- 
lagen von Instanzgerichten oder eine Form von Se- 
lektionsverfahren entscheiden. 

Zu Artikel 1 Nr, 21 — § 94 Abs. 5 

Es handelt sich nur um eine redaktionelle Ver- 
besserung. 

Zu Artikel 1 Nr. 22 — § 98 

Der Rechts aus schuß hält es für geboten, die Ver- 
sorgung der Bundesverfassungsrichter und ihrer 
Hinterbliebenen weitergehend als im Regierungs- 
entwurf vorgesehen auf die hohe Bedeutung und den 
einzigartigen Charakter dieses Richteramts abzu- 
stimmen. Die Voraussetzungen für die Ruhegehalts- 
berechtigung sollen dem Grunde nach im Gesetz 
über das Bundesverfassungsgericht selbst abschlie- 
ßend geregelt werden, ohne daß insoweit ein Rück- 
griff auf die allgemeinen Versorgungsbestimmun- 
gen des Öffentlichen Dienstrechts — wie etwa auf 
§ 106 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesbeamtengesetzes (10- 
jährige Wartezeit) — erforderlich ist. Nach Ansicht 
des Ausschusses muß jedem Bundesverfassungsrich- 
ter, dessen Amt aus anderen Gründen als aufgrund 
eigener freiwilliger Entschließung endet, eine Ver- 
sorgungsanwartschaft gesichert sein. Demzufolge 
soll nach Absatz 1 jeder Richter nach Ablauf seiner 
Amtszeit (§ 4 Abs. 1, 3 und 4) ohne Rücksicht auf 
deren Dauer ruhegehaltsberechtigt sein. 

Absatz 2 Nr. 1 des Vorschlags legt die materiel- 
len Voraussetzungen, unter denen ein Richter wegen 
dauernder Dienstunfähigkeit — sei es auf eigenen 
Antrag oder gegen seinen Willen — in den Ruhe- 
stand zu versetzen ist, abschließend fest. Dadurch 
wird die Kompetenz des Plenums, nach § 105 den 
Bundespräsidenten zu ermächtigen, einen Verfas- 
sungsrichter in den Ruhestand zu versetzen, nicht 
berührt. Die Fassung des § 98 Abs. 2 Nr. 1 soll nur 
eindeutig klarstellen, daß bei Vorliegen der dort 
bezeichneten Voraussetzungen ein Richter Anspruch 
auf Versetzung in den Ruhestand hat. Dieser Formu- 
lierungsvorschlag stellt auch sicher, daß die Hinter- 
bliebenen eines im Amt verstorbenen Richters ver- 
sorgungsberechtigt sind. 


7 



Drucksadle VI/1471 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Nach Absatz 2 Nr. 2 des Vorschlags soll die Zur- 
ruhesetzung auf Antrag auch ohne Nachweis der 
Dienstunfähigkeit ab Vollendung des 65, Lebens- 
jahres zulässig sein. Dies entspricht der nach § 48 
des Deutschen Richtergesetzes für Bundesrichter gel- 
tenden Regelung und rechtfertigt sich daraus, daß 
nunmehr für Bundesverfassungsrichter ebenso wie 
schon bisher für Bundesrichter die Vollendung des 
68. Lebensjahres als feste Altersgrenze vorgeschla- 
gen wird. Allerdings ist zu berücksichtigen, daß in 
diesen Fällen die Beendigung des Richteramtes aus- 
schließlich auf dem eigenen Willen des Bundesver- 
fassungsrichters beruht. Deshalb erscheint es ge- 
rechtfertigt, die Ruhegehaltsberechtigung in diesen 
Fällen von dem Zurücklegen einer Mindestamtszeit 
von sechs Jahren abhängig zu machen. 

Absatz 3 enthält gegenüber dem geltenden Recht 
lediglich in Satz 1 die Klarstellung des an sich selbst- 
verständlichen Zusammenhangs zwischen Ruhestand 
und Ruhegehaltsanspruch. 

Absatz 4 sieht eine dem § 86 Abs. 2 des Bundes- 
beamtengesetzes entsprechende Regelungsverpflich- 
tung des Gesetzgebers vor, wenn die Amtsbezüge 
der Bundesverfassungsrichter allgemein erhöht oder 
vermindert werden. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 und 24 — §§ 99, 100 Abs. 1 Satz 2, 
§ 102 Abs. 1 

Es handelt sich um redaktionell bedingte Strei- 
chungen oder Anpassungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 25 — § 100 Abs. 1 Satz 1 

Nach den Vorschlägen des Ausschusses zu § 98 
hat in Zukunft jeder Richter, dessen Amt unabhängig 
von seinem Willen aufgrund gesetzlicher Tatbe- 
stände endet, einen Ruhegehaltsanspruch. Daraus 
folgt, daß ein Anspruch auf Übergangsgeld nur noch 
dann in Betracht kommt, wenn ein Richter nach § 12 
um seine Entlassung aus dem Amt bittet. Dem trägt 
die vorgeschlagene Fassung Rechnung. 

Zu Artikel 1 Nr. 26 und 27 — § 100 Abs. 2, § 101 
Abs. 1 Satz 1 

Es handelt sich um redaktionelle Anpassungen. 

Zu Artikel 1 Nr. 28 — § 102 Abs. 3 

Die Änderung ist mit Rücksicht auf die institutio- 
neile Verknüpfung von Richteramt und Hochschul- 
lehreramt (§ 3 Abs. 4, § 101 Abs. 3 Satz 3) geboten. 
Bei den Verfassungsrichtern, die Hochschullehrer 
sind, werden nach geltendem Recht von den Dienst- 
bezügen aus dem Hochschullehreramt zwei Drittel 
auf die ihnen als Verfassungsrichter zustehenden 
Bezüge angerechnet. Dies gilt jedoch nur für die 
aktive Amtszeit als Bundesverfassungsrichter. Es 
erscheint indessen folgerichtig, einen entsprechenden 
Anrechnungsmodus auch für das Zusammentreffen 
von Versorgungsbezügen aus dem Verfassungsrich- 


teramt mit Dienst- oder Versorgungsbezügen aus 
dem Dienstverhältnis als Hochschullehrer vorzu- 
sehen. Diesen Zweck verfolgt die vorgeschlagene 
Änderung. 

Zu Artikel 1 Nr. 29 — § 102 Abs. 4 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 — § 103 

Der auf einer Formulierungshilfe des Bundes- 
ministeriums der Justiz beruhende Vorschlag des 
Ausschusses geht in seiner sachlichen Bedeutung 
über den Regierungsentwurf hinaus. Nach Ansicht 
des Ausschusses sollten die Versorgungsbezüge der 
Verfassungsrichter und ihrer Hinterbliebenen ohne 
Anlehnung an das allgemeine Beamtenrecht bemes- 
sen werden. Die damit verbundene Beseitigung der 
bisherigen Anknüpfung der Richterversorgung an 
das Versorgungsrecht der Bundesrichter und Bun- 
desbeamten (§ 103 BVerfGG) erscheint indessen ge- 
genwärtig in bezug auf die Höhe der Versorgungs- 
bezüge nicht durchsetzbar, zumal auch bei anderen 
Verfassungsorganen wie den Mitgliedern der Bun- 
desregierung die Bemessung der Versorgungsbezüge 
nicht nur nach Amtsmerkmalen, sondern unter Be- 
rücksichtigung sog. Vordienstzeiten erfolgt. Gleich- 
wohl versucht der Vorschlag dem Gedanken einer 
amtsbezogenen Bemessungsgrundlage der Versor- 
gungsbezüge dadurch näher zu kommen, daß er ne- 
ben den nach allgemeinem Dienstrecht anrechen- 
baren Vordienstzeiten zusätzlich diejenigen Zeiten 
einer Tätigkeit als ruhegehaltsfähig berücksichtigt, 
die für die Wahrnehmung des Amtes als Bundes- 
verfassungsrichter dienlich ist. Dadurch wird die 
Versorgung insbesondere derjenigen Bundesverfas- 
sungsrichter, die vor ihrer Ernennung nicht im öffent- 
lichen Dienst gestanden haben, besser der ihrer aus 
dem öffentlichen Dienst kommenden Kollegen ange- 
glichen. Das Besoldungsrecht wird damit gleich- 
mäßiger und gerechter. 

Durch die im letzten Satz vorgesehene versor- 
gungsrechtliche Entscheidungszuständigkeit des Prä- 
sidenten des Bundesverfassungsgerichts soll klar- 
gestellt werden, daß versorgungsrechtliche Entschei- 
dungen vom Präsidenten und nicht etwa vom Plenum 
des Gerichts zu treffen sind. 

Zu Artikel 1 Nr. 30 a — § 105 Abs. 1 Nr. 1 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung 
an die in § 98 vorgeschlagene Ruhegehaltsregelung. 

Zu Artikel 2 

Der lediglich im Wortlaut geringfügig vom Regie- 
rungsentwurf abweichende Vorschlag will die Mit- 
glieder des Bundesverfassungsgerichts hinsichtlich 
der freien Benutzung der Verkehrsmittel von Bun- 
desbahn und Bundespost den Mitgliedern der übri- 
gen Verfassungsorgane gleichstellen. Damit soll 
keine persönliche Vergünstigung gewährt, sondern 
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lediglich der Stellung und Funktion des Bundesver- 
fassungsrichters als oberstes Verfassungsorgan 
Rechnung getragen werden. Der Ausschuß hat mit 
seinem Formulierungsvorschlag daher auch an die 
geltende Fassung des für die Mitglieder des Bundes- 
tages geltende Diätengesetz angeknüpft. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung enthält eine Ubergangsregelung 
für die bei Inkrafttreten des Gesetzes im Amt befind- 
lichen Bundesverfassungsrichter. Für die amtieren- 
den Richter sollen die Voraussetzungen, unter denen 
sie ihr Amt angetreten haben, noch Geltung behal- 
ten, da sie Anspruch auf Wahrung ihres statusrecht- 
lichen Besitzstandes haben. 

Zu Artikel 4 

Es handelt sich hier um die übliche Ermächtigung 
des federführenden Bundesministers, das seit seiner 


letzten Bekanntmachung in vielen Punkten geän- 
derte Gesetz mit neuer Paragraphenfolge bekannt- 
zumachen und Unstimmigkeiten des Wortlautes zu 
beseitigen. 

Zu Artikel 4 a 

Die Aufhebung des Gesetzes über den Sitz des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. Mai 1951 ergibt 
sich aus der vorgesehenen Regelung des § 1 Abs. 2. 

Zu Artikel 5 

Es handelt sich um die für das Gesetz über das 
Bundesverfassungsgericht übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 6 

Das Gesetz kann ohne eine Ubergangsfrist am 
Tage nach seiner Verkündung in Kraft treten. 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/388 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
titionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 26. November 1970 


Der Reclitsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dr. Arndt (Hamburg) Dichgans 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über das Bundes- 
verfassungsgericht 

— Drucksache VI/388 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Das Gesetz über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), zuletzt 
geändert durch § 28 des Vereinsgesetzes vom 
5. August 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 593), wird wie 
folgt geändert: 


1. Nach § 2 Abs. 2 wird folgender Absatz 3 ange- 
♦ fügt; 

„(3) Drei Richter jedes Senats werden aus der 
Zahl der Richter an den obersten Gerichtshöfen 
des Bundes gewählt. Gewählt werden sollen 
nur Richter, die wenigstens drei Jahre an einem 
obersten Gerichtshof des Bundes tätig gewesen 
sind.“ 

2. Dem § 3 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Bestehen Zweifel, ob eine mit den richterlichen 
Aufgaben unvereinbare berufliche Tätigkeit vor- 
liegt oder ob eine Tätigkeit als Hochschullehrer 
ihrem Umfange nach mit den richterlichen Auf- 
gaben vereinbar ist, so entscheidet das Plenum 
des Bundesverfassungsgerichts." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 


Der Bundestag hat dias folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 
unverändert 


01. § 1 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Der Sitz des Bundesverfassungsgeridits 
ist Karlsruhe." 

1. unverändert 


Nummer 2 entfällt 
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Entwurf 

3. § 4 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 4 

(1) Die Amtszeit der Richter dauert zwölf 
Jahre, längstens bis zur Altersgrenze. 

(2) Eine anschließende oder spätere Wieder- 
wahl der Richter ist ausgeschlossen. 

(3) Altersgrenze ist das Ende des Monats, in 
dem der Richter das 68. Lebensjahr vollendet. 

(4) Nach Ablauf der Amtszeit führen die Rich- 
ter ihre Amtsgeschäfte bis zur Ernennung des 
Nachfolgers fort." 

4. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Die Richter jedes Senats werden je zur 
Hälfte vom Bundestag und vom Bundesrat ge- 
wählt. Von den aus der Zahl der Richter an den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes zu berufen- 
den Richtern werden einer von dem einen, zwei 
von dem anderen Wahlorgan, von den übrigen 
Richtern drei von dem einen, zwei von dem 
anderen Wahlorgan in die Senate gewählt." 

5. In § 5 Abs. 2 entfallen die Worte „auf Zeit zu 
^ berufenden". 

6. In § 5 Abs. 3 entfallen die Worte „für den Rest 
^ seiner Amtszeit". 


7. In § 13 wird nach Nummer 8 folgende Num- 
^ mer 8 a eingefügt: 

„8 a. über Verfassungsbeschwerden (Artikel 93 
Abs. 1 Nr. 4 a und 4 b des Grundgesetzes)" 

8. Nach §16 wird folgender § 16 a eingefügt: 

„§ 16 a 

Der Geschäftsgang des Bundesverfassungsge- 
richts wird durch eine Geschäftsordnung gere- 
gelt, die das Plenum beschließt." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


6. unverändert 


6 a. § 6 Abs. 2 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Scheidet ein Wahlmann aus oder ist er ver- 
hindert, so wird er durch den nächsten auf der 
gleichen Liste Vorgeschlagenen ersetzt." 

7. unverändert 


Nummer 8 entfällt 


8 a. § 18 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Als Tätigkeit im Sinne des Absatzes 1 
Nr. 2 gilt nicht 

1, die Mitwirkung im Gesetzgebungsverfahren, 

2. die Äußerung einer wissenschaftlichen Mei- 
nung zu einer Rechtsfrage, die für das Ver- 
fahren bedeutsam sein kann." 
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Entwurf 

9, § 24 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Unzulässige oder offensichtlich unbegründete 
Anträge können durch einstimmigen Beschluß 
des Gerichts verworfen werden.“ 

10. § 30 Abs. 2 wird Absatz 3; als Absatz 2 wird 
folgende Bestimmung eingefügt; 

„(2) Ein Richter kann seine in der Beratung 
vertretene abweichende Meinung zu der Ent- 
scheidung oder zu deren Begründung in einem 
Sondervotum niederlegen; das Sondervotum ist 
der Entscheidung anzuschließen. Die Senate kön- 
nen in ihren Entscheidungen das Stimmenver- 
hältnis mitteilen. Das Nähere regelt die Ge- 
schäftsordnung." 


11, § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) In den Fällen des § 13 Nr. 6, 11, 12 und 
14 hat die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts Gesetzeskraft. Das gilt auch in den Fäl- 
len des § 13 Nr. 8 a, wenn das Bundesverfas- 
sungsgericht ein Gesetz für nichtig erklärt. 
Soweit ein Gesetz als mit dem Grundgesetz oder 
sonstigem Bundesrecht vereinbar oder für nich- 
tig erklärt wird, ist die Entscheidungsformel, in 
den Fällen des § 79 Abs. 1 auch der vom Bun- 
desverfassungsgericht festgesetzte Zeitpunkt 
durch den Bundesminister der Justiz im Bundes- 
gesetzblatt zu veröffentlichen.“ 


12. Dem § 32 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

♦ 

„(6) Ist ein Senat nicht beschlußfähig, so kann 
die einstweilige Anordnung bei besonderer 
Dringlichkeit erlassen werden, wenn mindestens 
drei Richter anwesend sind und der Beschluß 
einstimmig gefaßt wird. Sie tritt nach einem 
Monat außer Kraft. Wird sie durch den Senat 
bestätigt, so tritt sie drei Monate nach ihrem 
Erlaß außer Kraft.“ 


13. § 34 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Wird die Annahme einer Verfassungs- 
beschwerde gemäß § 93 a Abs. 3 abgelehnt oder 
eine Beschwerde gemäß Artikel 41 Abs. 2 des 
Grundgesetzes (§ 13 Nr. 3) als unzulässig oder 
unbegründet zurückgewiesen, so kann das Bun- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
9, unverändert 


10. § 30 Abs. 2 wird Absatz 3; als Absatz 2 wird 

^ folgende Bestimmung eingefügt: 

„(2) Ein Richter kann seine in der Beratung 
vertretene abweichende Meinung zu der Ent- 
scheidung oder zu deren Begründung in einem 
Sondervotum niederlegen; das Sondervotum ist 
der Entscheidung anzuschließen. Die Senate kön- 
nen in ihren Entscheidungen das Stimmenver- 
hältnis mitteilen. Das Nähere regelt eine Ver- 
fahrensordnung, die das Plenum des Bundes- 
verfassungsgerichts beschließt." 

11. § 31 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) In den Fällen des § 13 Nr, 6, 11, 12 und 
14 hat die Entscheidung des Bundesverfassungs- 
gerichts Gesetzeskraft. Das gilt auch in den Fäl- 
len des § 13 Nr. 8 a, wenn das Bundesverfas- 
sungsgericht ein Gesetz als mit dem Grundge- 
setz vereinbar oder unvereinbar oder für nichtig 
erklärt. Soweit ein Gesetz als mit idem Grund- 
gesetz oder sonstigem Bundesrecht vereinbar 
oder unvereinbar oder für nichtig erklärt wird, 
ist die Entscheidungsformel durch den Bundes- 
minister der Justiz im Bundesgesetzblatt zu ver- 
öffentlichen. Entsprechendes gilt für die Ent- 
scheidungsformel in den Fällen des § 13 Nr. 12 
und 14." 

12. unverändert 


12a. Nach § 34 Abs. 3 wird ein neuer Absatz 4 ein- 
^ gefügt: 

„ (4) Erweist sich eine Verfassungsbeschwerde 
als begründet, so sind dem Beschwerdeführer 
die notwendigen Auslagen ganz oder teilweise 
zu erstatten." 

13. § 34 Abs. 4 wird Absatz 5 und erhält folgende 
^ Fassung; 

„(5) Wird die Annahme einer Verfassungs- 
beschwerde nach § 93 a Abs. 3 abgelehnt oder 
eine Beschwerde nach Artikel 41 Abs. 2 des 
Grundgesetzes (§13 Nr. 3) als unzulässig oder 
unbegründet zurückgewiesen, so kann das Bun- 
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Entwurf 

desverfassungsgericht dem Beschwerdeführer 
eine Gebühr von 20 Deutsche Mark bis zu 1000 
Deutsche Mark auferlegen, wenn die Einlegung 
der Beschwerde einen Mißbrauch darstellt." 


14. In § 78 Satz 1 werden die Worte „stellt es in 
^ seiner Entscheidung die Nichtigkeit fest" ersetzt 
durch die Worte „erklärt es das Gesetz für nich- 
tig". 


15. In § 79 werden die Absätze 1 und 2 zu Absät- 
zen 2 und 3; als Absatz 1 wird folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

„(1) Das Bundesverfassungsgericht kann aus 
schwerwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohles in seiner Entscheidung bestimmen, daß 
ein für nichtig erklärtes Gesetz erst zu einem 
vom Gericht festzusetzenden Zeitpunkt als 
außer Kraft getreten gilt. Dieser Zeitpunkt darf 
nicht nach dem Wirksamwerden der Entschei- 
dung liegen." 


16. In § 82 Abs. 4 werden die Worte „obere Bun- 
^ desgerichte" ersetzt durch die Worte „oberste 
Gerichtshöfe des Bundes". 


17. Im Teil III des Gesetzes wird die Überschrift 
^ vor § 90 wie folgt neu gefaßt: 

„Fünfzehnter Abschnitt 
Verfahren in den Fällen des § 13 Nr. 8 a". 


18. § 90 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Jedermann kann mit der Behauptung, 
durch die öffentliche Gewalt in einem seiner 
Grundrechte oder in einem »einer in Art. 20 
Abs. 4, 33, 38, 101, 103 und 104 des Grund- 
gesetzes enthaltenen Rechte verletzt zu sein, 
die Verfassungsbeschwerde zum Bundesverfas- 
sungisgericht erheben." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

desverfassungsgericht dem Beschwerdeführer 
eine Gebühr von 20 Deutsche Mark bis zu 
1000 Deutsche Mark auferlegen, wenn die Ein- 
legung der Beschwerde einen Mißbrauch dar- 
stellt." 

14. unverändert 


Nummer 15 entfällt 


15a. § 79 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Gegen ein rechtskräftiges Strafurteil, 
das auf einer mit dem Grundgesetz für unver- 
einbar oder nach § 78 für nichtig erklärten Norm 
oder auf der Auslegung einer Norm beruht, die 
vom Bundesverfassungsgericht für unvereinbar 
mit dem Grundgesetz erklärt worden ist, ist die 
Wiederaufnahme des Verfahrens nach den Vor- 
schriften der Strafprozeßordnung zulässig." 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 
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Entwurf 

19. In § 93 wird Absatz 3 gestrichen; Absatz 2 wird 
Absatz 3; als Absatz 2 wird folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

„(2) Wer durch Naturereignisse oder andere 
unabwendbare Zufälle verhindert war, die in 
Absatz 1 Satz 1 bestimmte Frist einzuhalten, 
kann Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
beantragen. Der Antrag ist unverzüglich, späte- 
stens innerhalb von zwei Wochen nach Wegfall 
des Hindernisses zu stellen. Der Antrag muß die 
zu seiner Begründung dienenden Tatsachen 
angeben und glaubhaft machen. Innerhalb der 
Antragsfrist ist die versäumte Rechtshandlung 
nachzuholen.“ 

20. § 93 a Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Der Ausschuß kann durch einstimmigen 
Beschluß die Annahme der Verfassungs- 
beschwerde ablehnen, wenn sie unzulässig ist 
oder aus anderen Gründen keine Aussicht auf 
Erfolg hat." 

21. § 94 Abs. 5 erhält folgende Fassung; 

♦ 

„(5) Die in den Absätzen 1, 2 und 4 genannten 
Verfassungsorgane können dem Verfahren bei- 
treten. Das Bundesverfassungsgericht kann von 
mündlicher Verhandlung absehen, wenn von ihr 
keine weitere Förderung des Verfahrens zu er- 
warten ist und die zur Äußerung berechtigten 
Verfassungsorgane, die dem Verfahren beige- 
treten sind, auf mündliche Verhandlung verzich- 
ten." 

22. § 98 erhält folgende Fassung: 

»§ 98 

(1) Ein Richter des Bundesverfassungsgerichts 
tritt in den Ruhestand 

1. mit Ablauf der Amtszeit, 

2. mit Erreichen der Altersgrenze, sofern er 
sein Amt als Richter des Bundesverfassungs- 
gerichts wenigstens sechs Jahre bekleidet 
hat, 

3. bei Zurruhesetzung infolge Dienstunfähig- 
keit, 

4. bei Zurruhesetzung auf Antrag ohne Nach- 
weis der Dienstunfähigkeit, wenn er das 
65. Lebensjahr vollendet und sein Amt als 
Richter des Bundesverfassungsgerichts we- 
nigstens acht Jahre bekleidet hat. 

(2) Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage 
der Bezüge berechnet, die dem Richter nach dem 
Gesetz über das Amtsgehalt der Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts zuletzt zugestanden 
haben. Entsprechendes gilt für die Hinterbliebe- 
nenversorgung." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Nummer 19 entfällt 


20. § 93 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Der Ausschuß kann durch einstimmigen 
Beschluß die Annahme der Verfassungsbe- 
schwerde ablehnen, wenn sie unzulässig ist 
oder aus anderen Gründen keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg hat." 

21. unverändert 


22. § 98 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 98 

(1) Ein Richter des Bundesverfassungsge- 
richts tritt mit Ablauf der Amtszeit (§ 4 Abs. 1, 
3 und 4) in den Ruhestand. 

(2) Ein Richter des Bundesverfassungsge- 
richts ist in den Ruhestand zu versetzen 

1. bei dauernder Dienstunfähigkeit, 

2. auf Antrag ohne Nachweis der Dienstunfä- 
higkeit, wenn er das 65. Lebensjahr vollen- 
det und sein Amt als Richter des Bundesver- 
fassungsgerichts wenigstens sechs Jahre be- 
kleidet hat; § 4 Abs. 4 gilt sinngemäß. 

(3) Ein Richter im Ruhestand erhält Ruhe- 
gehalt. Das Ruhegehalt wird auf der Grundlage 
der Bezüge berechnet, die dem Richter nach dem 
Gesetz über 4as Amtsgehalt der Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts zuletzt zugestanden 
haben; entsprechendes gilt für die Hinterblie- 
benenversorgung. 

(4) § 86 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes 
gilt entsprechend." 
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Entwurf Beschlüssedes 5. Ausschusses 

23. § 99 entfällt. 23. unverändert 

♦ 

24. In § 100 Abs. 1 Satz 2 und § 102 Abs. 1 wird die 24. u n v e r ä n d e r t 
^ Verweisung auf „§ 99" jeweils durch „§ 98" 

ersetzt. 

25. In § 100 Abs. 1 Satz 1 entfallen die Worte „auf 25. § 100 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

Zeit ernannten" . ^ 

„(1) Endet das Amt eines Richters des Bundes- 
verfassungsgerichts nach § 12, so erhält er, 
wenn er sein Amt wenigstens zwei Jahre be- 
kleidet hat, für die Dauer eines Jahres ein 
Übergangsgeld in Höhe seiner Bezüge nach 
Maßgabe des Gesetzes über das Amtsgehalt der 
Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts." 

26. § 100 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 26. unverändert 

♦ 

„(2) Die Hinterbliebenen eines früheren Rich- 
ters des Bundesverfassungsgerichts, der zur Zeit 
seines Todes Ubergangsgeld bezog, erhalten 
Sterbegeld sowie für den Rest der Bezugsdauer 
des Ubergangsgeldes Witwen- und Waisengeld; 

Sterbegeld, Witwen- und Waisengeld werden 
aus dem Ubergangsgeld berechnet." 

27. § 101 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 27. unverändert 

♦ 

„Ein zum Richter des Bundesverfassungsgerichts 
gewählter Beamter oder Richter scheidet vor- 
behaltlich der Vorschrift des § 70 des Deutschen 
Richtergesetzes mit der Ernennung aus seinem 
bisherigen Amt aus." 


28. § 102 erhält folgenden Absatz 3: 28. unverändert 

♦ 

„ (3) Biezieht ein früherer Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts Dienstbezüge, Emeritenbe- 
züge oder Ruhegehalt aus einem vor oder wäh- 
rend seiner Amtszeit als Bundesverfassungs- 
richter begründeten Dienstverhältnis als Hoch- 
schullehrer, so ruhen neben den Dienstbezügen 
das Ruhegeld oder das Ubergangsgeld aus dem 
Richteramt insoweit, als sie zusammen das um 
den nach § 101 Abs. 3 Satz 3 anrechnungsfreien 
Betrag erhöhte Amtsgehalt übersteigen; neben 
den Emeritenbezügen oder dem Ruhegehalt aus 
dem Dienstverhältnis als Hochschullehrer wer- 
den das Ruhegehalt oder das Ubergangsgeld 
aus dem Richteramt bis zur Erreichung des Ruhe- 
gehalts gewährt, das sich unter Zugrundelegung 
der gesamten ruhegehaltsfähigen Dienstzeit und 
des Amtsgehalts zuzüglich des anrechnungs- 
freien Betrages nach § 101 Abs. 3 Satz 3 ergibt. 

29. § 102 Abs. 3 wird Absatz 4 und erhält folgende 29. unverändert 

^ Fassung: 

„(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für 
die Hinterbliebenen." 
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Drucksache VI/ 1471 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Entwurf 

30. In § 103 wird folgender Satz 2 angefügt: 

♦ 

„Die versorgungsrechtlichen Entscheidungen 
trifft der Präsident des Bundesverfassungsge- 
richts." 


Artikel 2 
§ 1 

§ 1 des Gesetzes über das Amtsgehalt der Mit- 
glieder des Bundesverfassungsgerichts vom 28. Fe- 
bruar 1964 (Bundesgesetzbl. I S, 133) erhält folgen- 
den Absatz 5; 

„(5) Die Mitglieder des Bundesverfassungsge- 
richts haben das Recht der freien Benutzung aller 
staatlichen Verkehrsmittel." 


§ 2 

§ 47 des Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 6. März 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 191), erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bun- 
desverfassungsgerichts entsprechend. " 


§ 3 

§ 30 des Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676), zuletzt geändert 
durch Artikel 15 des Finanzänderungsgesetzes 1967 
vom 21, Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1259), 
erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bun- 
desverfassungsgerichts entsprechend. " 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

30. § 103 erhält folgende Fassung: 

„§ 103 

Soweit in den §§98 bis 102 nichts anderes be- 
stimmt ist, finden auf die Richter des Bundes- 
verfassungsgerichts die für Bundesrichter gel- 
tenden versorgungsrechtlichen Vorschriften An- 
wendung; Zeiten einer Tätigkeit, die für die 
Wahrnehmung des Amts des Richters des Bun- 
desverfassungsgerichts dienlich ist, sind Zeiten 
im Sinne des § 116 Abs. 1 Nr. 3 des Bundes- 
beamtengesetzes. Die versorgungsrechtlichen 
Entscheidungen trifft der Präsident des Bundes- 
verfassungsgerichts. " 

30a. § 105 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„1. wegen dauernder Dienstunfähigkeit einen 
Richter des Bundesverfassungsgerichts in 
den Ruhestand zu versetzen;". 


Artikel 2 
§ 1 

Nach § 1 c des Gesetzes über dis Amtsgehalt der 
Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts vom 
28. Februar 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 133), zuletzt 
geändert durch Artikel IX des Zweiten Gesetzes zur 
Neuregelung des Besoldungsrechts vom 14. Mai 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 365), wird folgender § 1 d ein- 
gefügt: 

.§ 1 d 

Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts 
haben das Recht auf freie Benutzung aller Verkehrs- 
mittel der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen 
Bundespost." 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

§ 30 des Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676), zuletzt geändert 
durch das Gesetz vom 26. Dezember 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1883) erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Absatz 1 gilt für die Mitglieder des Bun- 
desverfassungsgerichts entsprechend. " 
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Deutscher Bundestag 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1471 


Entwurf 
Artikel 3 

Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Amt 
befindlichen Richter gilt folgendes: 

1. Die Amtszeit der aus der Zahl der Richter an den 
obersten Gerichtshöfen des Bundes gewählten 
Richter bestimmt sich nach den vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geltenden Vorschriften. 

2. Die übrigen Richter bleiben bis zum Ende ihrer 
laufenden Amtszeit im Amt. Sie können vor- 
behaltlich der Regelung über die Altersgrenze 
für eine anschließende Amtszeit von zwölf Jah- 
ren wiedergewählt werden. 


Artikel 4 

Der Bundesminister der Justiz wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht in der nunmehr geltenden Fassung mit 
neuer Paragraphenfolge bekanntzumachen und dabei 
Unstimmigkeiten des Wortlautes zu beseitigen. 


Artikels 

Soweit das Grundgesetz für das Land Berlin gilt 
oder die Zuständigkeit des Bundesverfassungsge- 
richts durch ein Gesetz Berlins in Übereinstimmung 
mit diesem Gesetz begründet wird, findet dieses 
Gesetz auch auf Berlin Anwendung. 


Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel 3 
unverändert 


Artikel 4 
unverändert 


Artikel 4a 

Das Gesetz über den Sitz des Bundesverfassungs- 
gerichts vom 4. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 288) 
wird aufgehoben. 

Artikels 

unverändert 


Artikel 6 
unverändert 
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